
WWW.MWALTHER.NET	–	KOMPENDIEN	

Elftes	Buch	Sozialgesetzbuch	–	Soziale	Pflegeversicherung	(Stand:	01.01.2024)	 301	

durch	die	Pflegekassen	 sowie	der	 Information	der	Beschäftigten	und	Arbeitnehmer	 im	Sinne	 von	
Absatz	1	Satz	2	über	ihren	Anspruch	fest.	Die	Verfahrensregelungen	bedürfen	der	Zustimmung	des	
Bundesministeriums	für	Gesundheit.	
(8)	 Die	 Auszahlung	 des	 jeweiligen	 Corona-Pflegebonus	 an	 die	 jeweiligen	 Beschäftigten	 erfolgt	

durch	die	zugelassene	Pflegeeinrichtung	oder	den	Arbeitgeber	im	Sinne	von	Absatz	1	Satz	2,	bei	der	
oder	dem	die	Beschäftigten	am	30.	Juni	2022	beschäftigt	sind;	die	Auszahlung	hat	unverzüglich	nach	
Erhalt	der	Vorauszahlung	nach	Absatz	7,	spätestens	mit	der	nächstmöglichen	regelmäßigen	Entgelt-
auszahlung,	jedenfalls	aber	bis	zum	31.	Dezember	2022	zu	erfolgen.	Sie	ist	den	Beschäftigten	in	der	
gesamten	ihnen	nach	den	Absätzen	2	bis	4	und	6	zustehenden	Höhe	in	Geld	über	das	Arbeitsentgelt	
und	sonstige	Bezüge	hinaus	auszuzahlen.	Eine	Aufrechnung	mit	Ansprüchen	der	Pflegeeinrichtung	
oder	der	Arbeitgeber	nach	Absatz	1	 Satz	2	 gegen	den	Beschäftigten	oder	Arbeitnehmer	nach	Ab-
satz	1	 Satz	2	 ist	 ausgeschlossen.	Der	Corona-Pflegebonus	 ist	 unpfändbar.	Die	 Sätze	1	bis	 4	 gelten	
entsprechend	für	die	Ausbildungsvergütung	sowie	für	das	Taschengeld	für	Freiwillige	im	Sinne	des	
§	2	des	Bundesfreiwilligendienstgesetzes	und	 für	Freiwillige	 im	Sinne	des	§	2	des	 Jugendfreiwilli-
gendienstegesetzes	im	freiwilligen	sozialen	Jahr.	
(9)	Der	 Corona-Pflegebonus	 kann	 durch	 die	 Länder	 und	 die	 zugelassenen	 Pflegeeinrichtungen	

über	die	 in	den	Absätzen	2	bis	6	genannten	Höchstbeträge	hinaus	für	alle	Beschäftigten	in	Pflege-
einrichtungen	erhöht	werden.	Gleiches	gilt	für	die	Arbeitgeber	und	Arbeitnehmer	im	Sinne	von	Ab-
satz	1	Satz	2.	Die	Länder	regeln	ihr	Verfahren.	Sie	können	sich	dabei	an	den	Verfahrensregelungen	
dieser	Vorschrift,	insbesondere	an	den	genannten	Fristen,	orientieren.	Sofern	ein	Land	den	Corona-
Pflegebonus	nach	Satz	1	erhöht,	kann	es	das	Verfahren	einschließlich	der	Auszahlung	als	Sonder-
leistung	 über	 die	 im	 jeweiligen	 Land	 zuständigen	 Pflegekassen	 durchführen,	 wenn	 es	 ihnen	 die	
Verwaltungskosten	hierfür	erstattet.	In	diesem	Fall	sind	die	im	Land	zuständigen	Pflegekassen	dazu	
verpflichtet,	das	Verfahren	einschließlich	der	Auszahlung	dieser	Sonderleistung	an	die	zugelassenen	
Pflegeeinrichtungen	zusammen	mit	dem	Corona-Pflegebonus	für	das	Land	durchzuführen	und	hier-
für	ein	geeignetes	Verfahren	vorzusehen.242	

	
242		 QUELLE	
	 23.05.2020.—Artikel	5	Nr.	5	des	Gesetzes	vom	19.	Mai	2020	(BGBl.	I	S.	1018)	hat	die	Vorschrift	einge-

fügt.	
	 ÄNDERUNGEN	
	 30.06.2022.—Artikel	2	Nr.	4	 lit.	a	des	Gesetzes	vom	28.	 Juni	2022	(BGBl.	 I	S.	938)	hat	die	Überschrift	

neu	gefasst.	Die	Überschrift	lautete:	„Sonderleistung	während	der	Coronavirus-SARS-CoV-2-Pandemie“.	
	 Artikel	2	Nr.	4	lit.	b	desselben	Gesetzes	hat	Satz	1	in	Abs.	1	neu	gefasst.	Satz	1	lautete:	„Die	zugelassenen	

Pflegeeinrichtungen	werden	verpflichtet,	ihren	Beschäftigten	im	Jahr	2020	zum	Zweck	der	Wertschät-
zung	für	die	besonderen	Anforderungen	während	der	Coronavirus-SARS-CoV-2-Pandemie	eine	für	 je-
den	 Beschäftigten	 einmalige	 Sonderleistung	 nach	 Maßgabe	 der	 Absätze	2	 bis	 6	 und	 8	 zu	 zahlen	
(Corona-Prämie).“	

	 Artikel	2	Nr.	4	lit.	c	desselben	Gesetzes	hat	Abs.	2	neu	gefasst.	Abs.	2	lautete:	
	 		 „(2)	Die	Corona-Prämie	ist	für	Vollzeitbeschäftigte,	die	in	dem	Zeitraum	vom	1.	März	2020	bis	ein-

schließlich	zum	31.	Oktober	2020	(Bemessungszeitraum)	mindestens	drei	Monate	in	einer	zugelasse-
nen	oder	für	eine	zugelassene	Pflegeeinrichtung	tätig	waren,	in	folgender	Höhe	auszuzahlen:	

1.		 in	Höhe	von	1	000	Euro	für	Beschäftigte,	die	Leistungen	nach	diesem	Buch	oder	im	ambulanten	
Bereich	nach	dem	Fünften	Buch	durch	die	direkte	Pflege	und	Betreuung	von	Pflegebedürftigen	
erbringen,	

2.		 in	Höhe	von	667	Euro	für	andere	Beschäftigte,	die	in	einem	Umfang	von	mindestens	25	Prozent	
ihrer	Arbeitszeit	gemeinsam	mit	Pflegebedürftigen	tagesstrukturierend,	aktivierend,	betreuend	
oder	pflegend	tätig	sind,	

3.		 in	Höhe	von	334	Euro	für	alle	übrigen	Beschäftigten.	
	 Freiwillige	im	Sinne	des	§	2	des	Bundesfreiwilligendienstgesetzes	und	Freiwillige	im	Sinne	des	§	2	des	

Jugendfreiwilligendienstgesetzes	im	freiwilligen	sozialen	Jahr	erhalten	eine	Corona-Prämie	in	Höhe	von	
100	Euro.“	
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	 Artikel	2	Nr.	4	lit.	d	desselben	Gesetzes	hat	in	Abs.	3	Satz	1	„eine	Corona-Prämie	in	Höhe	von	600	Euro“	

durch	„ein	Corona-Pflegebonus	in	Höhe	von	330	Euro“	ersetzt.	
	 Artikel	2	Nr.	4	 lit.	e	desselben	Gesetzes	hat	 in	Abs.	4	Satz	1	und	3	 jeweils	„die	Corona-Prämie“	durch	

„der	Corona-Pflegebonus“	ersetzt.	
	 Artikel	2	Nr.	4	lit.	f	desselben	Gesetzes	hat	in	Abs.	6	Satz	1	„Corona-Prämie“	durch	„Corona-Pflegeboni“	

ersetzt.	
	 Artikel	2	Nr.	4	lit.	g	desselben	Gesetzes	hat	Abs.	7	neu	gefasst.	Abs.	7	lautete:	
	 		 „(7)	Die	 zugelassenen	Pflegeeinrichtungen	erhalten	 im	Wege	der	Vorauszahlung	von	der	 sozialen	

Pflegeversicherung	den	Betrag,	den	sie	für	die	Auszahlung	der	in	den	Absätzen	2	bis	4	und	6	genannten	
Corona-Prämien	benötigen,	erstattet.	Gleiches	gilt	für	Arbeitgeber	nach	Absatz	1	Satz	2.	Die	in	den	Ab-
sätzen	2	bis	4	und	6	genannten	Corona-Prämien	sowie	weitere	von	den	zugelassenen	Pflegeeinrichtun-
gen	 an	 ihre	 Beschäftigten	 gezahlten,	 vergleichbaren	 Sonderleistungen	 können	 nicht	 nach	 §	 150	 Ab-
satz	2	erstattet	werden	und	dürfen	auch	nicht	zu	 finanziellen	Belastungen	der	Pflegebedürftigen	 füh-
ren.	Bei	ambulanten	Pflegeeinrichtungen	tragen	die	gesetzlichen	Krankenkassen	und	die	soziale	Pfle-
geversicherung	die	nach	Satz	1	entstehenden	Erstattungen	entsprechend	dem	Verhältnis,	das	dem	Ver-
hältnis	zwischen	den	Ausgaben	der	Krankenkassen	für	die	häusliche	Krankenpflege	und	den	Ausgaben	
der	sozialen	Pflegeversicherung	für	Pflegesachleistungen	im	vorangegangenen	Kalenderjahr	entspricht.	
Zur	Finanzierung	der	den	Krankenkassen	nach	Satz	4	entstehenden	Kosten	erhebt	der	Spitzenverband	
Bund	der	Krankenkassen	von	den	Krankenkassen	eine	Umlage	gemäß	dem	Anteil	der	Versicherten	der	
Krankenkassen	an	der	Gesamtzahl	der	Versicherten	aller	Krankenkassen.	Das	Nähere	zum	Umlagever-
fahren	und	zur	Zahlung	an	die	Pflegeversicherung	bestimmt	der	Spitzenverband	Bund	der	Krankenkas-
sen.	Die	Pflegekassen	 stellen	 sicher,	dass	alle	Pflegeeinrichtungen	und	alle	Arbeitgeber	 im	Sinne	von	
Absatz	1	Satz	2	den	Betrag,	den	sie	 für	die	Auszahlung	der	 in	den	Absätzen	2	bis	4	und	6	genannten	
Corona-Prämien	benötigen	und	den	sie	an	die	Pflegekassen	gemeldet	haben,	von	der	sozialen	Pflege-
versicherung	zu	den	folgenden	Zeitpunkten	erhalten:	

1.		 bis	spätestens	15.	Juli	2020	für	die	Beschäftigten	und	Arbeitnehmer	nach	Absatz	1	Satz	2,	die	bis	
zum	1.	Juni	2020	die	Voraussetzungen	erfüllen,	und	

2.		 bis	spätestens	15.	Dezember	2020	für	die	Beschäftigten	und	Arbeitnehmer	nach	Absatz	1	Satz	2,	
die	die	Voraussetzungen	bis	zum	1.	Juni	2020	noch	nicht	erfüllen,	aber	diese	bis	zum	31.	Oktober	
2020	erfüllen.	

	 Die	Pflegeeinrichtungen	und	die	Arbeitgeber	im	Sinne	von	Absatz	1	Satz	2	haben	den	Pflegekassen	bis	
spätestens	15.	Februar	2021	die	tatsächliche	Auszahlung	der	Corona-Prämien	anzuzeigen.	Der	Spitzen-
verband	Bund	der	Pflegekassen	legt	im	Benehmen	mit	den	Bundesvereinigungen	der	Träger	stationä-
rer	 und	 ambulanter	 Pflegeeinrichtungen	 und	 geeigneten	 Verbänden	 der	 Arbeitgeber	 nach	 Absatz	 1	
Satz	2	auf	Bundesebene	unverzüglich	das	Nähere	für	das	Verfahren	einschließlich	der	Information	der	
Beschäftigten	und	Arbeitnehmer	nach	Absatz	1	Satz	2	über	 ihren	Anspruch	 fest.	Die	Verfahrensrege-
lungen	bedürfen	der	Zustimmung	des	Bundesministeriums	für	Gesundheit.“	

	 Artikel	2	Nr.	4	lit.	h	litt.	aa	desselben	Gesetzes	hat	Satz	1	in	Abs.	8	neu	gefasst.	Satz	1	lautete:	„Die	Aus-
zahlung	der	 jeweiligen	Corona-Prämie	durch	die	 jeweilige	zugelassene	Pflegeeinrichtung	oder	die	Ar-
beitgeber	nach	Absatz	1	Satz	2	an	ihre	Beschäftigten	hat	unverzüglich	nach	Erhalt	der	Vorauszahlung	
nach	Absatz	7,	spätestens	mit	der	nächstmöglichen	regelmäßigen	Entgeltauszahlung	zu	erfolgen.“	

	 Artikel	 2	Nr.	 4	 lit.	 h	 litt.	 bb	desselben	Gesetzes	hat	 in	Abs.	 8	 Satz	4	 „Die	Corona-Prämie“	durch	 „Der	
Corona-Pflegebonus“	ersetzt.	

	 Artikel	2	Nr.	4	 lit.	h	 litt.	cc	desselben	Gesetzes	hat	 in	Abs.	8	Satz	5	„Jugendfreiwilligendienstgesetzes“	
durch	„Jugendfreiwilligendienstegesetzes“	ersetzt.	

	 Artikel	2	Nr.	4	lit.	i	desselben	Gesetzes	hat	Abs.	9	neu	gefasst.	Abs.	9	lautete:	
	 		 „(9)	 Die	 Corona-Prämie	 kann	 durch	 die	 Länder	 oder	 die	 zugelassenen	 Pflegeeinrichtungen	 unter	

Berücksichtigung	der	Bemessungsgrundlagen	der	Absätze	1	bis	6	über	die	dort	genannten	Höchstbe-
träge	hinaus	auf	folgende	Beträge	erhöht	werden:	

1.		 auf	bis	zu	1	500	Euro	für	Vollzeit-,	Teilzeit-	oder	in	Kurzarbeit	Beschäftigte,	die	die	in	Absatz	2	
Satz	1	Nummer	1	genannten	Voraussetzungen	erfüllen,	

2.		 auf	bis	zu	1	000	Euro	für	Vollzeit-,	Teilzeit-	oder	in	Kurzarbeit	Beschäftigte,	die	die	in	Absatz	2	
Satz	1	Nummer	2	genannten	Voraussetzungen	erfüllen,	

3.		 auf	bis	zu	500	Euro	für	alle	übrigen	Vollzeit-,	Teilzeit-	oder	in	Kurzarbeit	Beschäftigten	einer	zu-
gelassenen	Pflegeeinrichtung,	
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§	150b	Nichtanrechnung	von	Arbeitstagen	mit	Bezug	von	Pflegeunterstützungsgeld,		
Betriebshilfe	oder	Kostenerstattung	nach	§	150	Absatz	5d		
Die	 Arbeitstage,	 für	 die	 Pflegeunterstützungsgeld	 im	 Geltungszeitraum	 von	 §	 150	 Absatz	 5d	

Satz	1,	Betriebshilfe	im	Geltungszeitraum	von	§	150	Absatz	5d	Satz	2	oder	Kostenerstattung	im	Gel-
tungszeitraum	von	§	150	Absatz	5d	Satz	3	in	Anspruch	genommen	worden	ist,	werden	auf	die	Ar-
beitstage,	 für	die	Pflegeunterstützungsgeld	 gemäß	§	44a	Absatz	3,	Betriebshilfe	 gemäß	§	44a	Ab-
satz	6	Satz	1	oder	Kostenerstattung	gemäß	§	44a	Absatz	6	Satz	3	 in	Anspruch	genommen	werden	
kann,	nicht	angerechnet.243	
	
§	150c	Sonderleistungen	für	zugelassene	voll-	und	teilstationäre	Pflegeeinrichtungen	zur	
Anerkennung	und	Umsetzung	zusätzlicher	Aufgaben	nach	§	35	Absatz	1	des		
Infektionsschutzgesetzes	
(1)	Die	zugelassenen	voll-	und	teilstationären	Pflegeeinrichtungen	sind	verpflichtet,	im	Zeitraum	

vom	1.	Oktober	2022	bis	zum	30.	April	2023	monatliche	Sonderleistungen	nach	Maßgabe	der	Ab-
sätze	2	bis	5	zu	zahlen.	Sie	haben	die	nach	§	35	Absatz	1	Satz	6	des	Infektionsschutzgesetzes	in	der	
Einrichtung	benannten	Personen	gegenüber	den	Pflegekassen	zu	melden.	
(2)	Anspruch	auf	eine	Sonderleistung	nach	Absatz	1	haben	die	in	den	zugelassenen	voll-	und	teil-

stationären	Pflegeeinrichtungen	beschäftigten	Personen	mit	Ausnahme	der	Leitung	der	Einrichtung,	
die	nach	§	35	Absatz	1	Satz	6	des	Infektionsschutzgesetzes	benannt	und	gegenüber	den	Pflegekas-
sen	gemeldet	sind.	Die	Höhe	der	Sonderleistung	beträgt	je	Pflegeeinrichtung	und	Monat	insgesamt	
1.		bei	Pflegeeinrichtungen	mit	bis	zu	40	Plätzen	500	Euro,	
2.		bei	Pflegeeinrichtungen	mit	41	bis	zu	80	Plätzen	750	Euro,	
3.		bei	Pflegeeinrichtungen	mit	mehr	als	80	Plätzen	1	000	Euro.	
(3)	Sofern	mehrere	Personen	anspruchsberechtigt	sind,	ist	die	Sonderleistung	von	der	jeweiligen	

Pflegeeinrichtung	entsprechend	aufzuteilen.	
(4)	Die	Sonderleistung	nach	Absatz	1	ist	von	den	Pflegekassen	monatlich	im	Zeitraum	vom	1.	Ok-

tober	2022	bis	zum	30.	April	2023	an	die	zugelassenen	voll-	und	teilstationären	Pflegeeinrichtungen	
zu	 zahlen;	 sie	wird	 zum	15.	 eines	 jeden	Monats	 und	 erstmalig	 am	15.	November	 2022	 fällig.	 Die	
Auszahlung	 an	 die	 betreffende	 Einrichtung	 erfolgt	 einheitlich	 über	 eine	 Pflegekasse	 vor	 Ort.	 Die	
Meldung	nach	Absatz	1	Satz	2	hat	bis	zum	31.	Oktober	2022	zu	erfolgen.	Sofern	sie	nicht	rechtzeitig	
erfolgt,	wird	die	Zahlung	der	Sonderleistung	erst	zum	15.	des	Folgemonats	des	Tages	der	Meldung	

	
4.		 auf	bis	zu	150	Euro	für	die	in	Absatz	2	Satz	2	genannten	Personen	sowie	
5.		 auf	bis	zu	900	Euro	für	die	in	nach	Absatz	3	genannten	Auszubildenden.	

	 Gleiches	gilt	für	die	Arbeitgeber	und	Arbeitnehmer	nach	Absatz	1	Satz	2.	Die	Länder	regeln	ihr	Verfah-
ren.	 Sie	 können	 sich	 dabei	 an	 den	 Verfahrensregelungen	 dieser	 Vorschrift,	 insbesondere	 an	 den	 ge-
nannten	Fristen,	orientieren.“	

	 17.09.2022.—Artikel	3	Nr.	4	des	Gesetzes	vom	16.	September	2022	(BGBl.	I	S.	1454)	hat	Abs.	7	Satz	7	
eingefügt.	

243		 QUELLE	
	 01.01.2021.—Artikel	5	Nr.	4	des	Gesetzes	vom	23.	Oktober	2020	 (BGBl.	 I	 S.	2208)	hat	die	Vorschrift	

eingefügt.	
	 ÄNDERUNGEN	
	 01.01.2022.—Artikel	8	Nr.	3	des	Gesetzes	vom	22.	November	2021	(BGBl.	I	S.	4906)	hat	die	Vorschrift	

neu	gefasst.	Die	Vorschrift	lautete:	
	 „§	150b	Nichtanrechnung	von	Arbeitstagen	mit	Bezug	von	Pflegeunterstützungsgeld,		

Betriebshilfe	oder	Kostenerstattung	gemäß	§	150	Absatz	5d	
	 		 Die	Arbeitstage,	 für	die	Pflegeunterstützungsgeld	gemäß	§	150	Absatz	5d	Satz	1,	Betriebshilfe	ge-

mäß	§	150	Absatz	5d	Satz	2	oder	Kostenerstattung	gemäß	§	150	Absatz	5d	Satz	3	in	Anspruch	genom-
men	worden	 ist,	werden	auf	die	Arbeitstage,	 für	die	Pflegeunterstützungsgeld	gemäß	§	44a	Absatz	3,	
Betriebshilfe	gemäß	§	44a	Absatz	6	Satz	1	oder	Kostenerstattung	gemäß	§	44a	Absatz	6	Satz	3	in	An-
spruch	genommen	werden	kann,	nicht	angerechnet.“	
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nach	Absatz	1	Satz	2	rückwirkend	bis	zu	diesem	Tag	aufgenommen.	Die	Pflegeeinrichtungen	haben	
den	Pflegekassen	nach	dem	30.	April	2023	bis	spätestens	zum	30.	Juni	2023	die	tatsächliche	Auszah-
lungssumme	der	Sonderleistungen	sowie	die	Anzahl	der	Empfängerinnen	und	Empfänger	anzuzei-
gen.	Die	Landesverbände	der	Pflegekassen	stellen	 insgesamt	die	 sachgerechte	Verfahrensbearbei-
tung	 einschließlich	 angemessener	 Möglichkeiten	 zur	 Prüfung,	 Rückforderung	 und	 Aufrechnung	
durch	die	Pflegekassen	sicher.	
(5)	Die	Auszahlung	der	Sonderleistung	nach	Absatz	1	erfolgt	spätestens	mit	der	nächstmöglichen	

regelmäßigen	Entgeltauszahlung.	Die	Sonderleistung	ist	den	Beschäftigten	in	der	ihnen	nach	Absatz	
2	Satz	2	zustehenden	Höhe	in	Geld	über	das	Arbeitsentgelt	und	sonstige	Bezüge	hinaus	auszuzahlen.	
Eine	Aufrechnung	mit	Ansprüchen	der	Pflegeeinrichtung	gegen	den	Beschäftigten	 ist	ausgeschlos-
sen.	Die	Sonderleistung	ist	unpfändbar.	
(6)	Aus	finanziellen	Mitteln	des	Ausgleichsfonds	wird	im	Zeitraum	vom	1.	Oktober	2022	bis	zum	

30.	April	2023	ein	monatlicher	Förderbetrag	in	Höhe	von	250	Euro	für	jede	zugelassene	voll-	oder	
teilstationäre	Pflegeeinrichtung	bereitgestellt,	um	die	Umsetzung	der	Aufgaben	 im	Sinne	des	§	35	
Absatz	1	Satz	6	und	7	des	Infektionsschutzgesetzes	sachgerecht	zu	unterstützen.	Sofern	die	Pflege-
einrichtungen	keine	Meldungen	nach	Absatz	1	Satz	2	durchgeführt	haben,	erhalten	sie	auch	keine	
finanziellen	Mittel	nach	diesem	Absatz.	Absatz	4	findet	entsprechend	Anwendung.244	
	
§	151	Qualitätsprüfungen	nach	§	114	
Abweichend	von	§	114	Absatz	2	Satz	1	und	2	finden	bis	einschließlich	30.	September	2020	keine	

Regelprüfungen	statt.245	
	
§	152	Verordnungsermächtigung	
Das	Bundesministerium	für	Gesundheit	kann	nach	einer	erneuten	Risikobeurteilung	bei	Fortbe-

stehen	oder	erneutem	Risiko	 für	 ein	 Infektionsgeschehen	 im	Zusammenhang	mit	dem	neuartigen	
Coronavirus	SARS-CoV-2	den	Befristungszeitraum	der	§§	147	bis	151	jeweils	durch	Rechtsverord-
nung	mit	Zustimmung	des	Bundesrates	um	jeweils	bis	zu	einem	halben	Jahr	verlängern.246	
	
§	153	Erstattung	pandemiebedingter	Kosten	durch	den	Bund;	Verordnungsermächtigung	
Wenn	der	Mittelbestand	der	sozialen	Pflegeversicherung	aufgrund	pandemiebedingter	Mehraus-

gaben	absehbar	das	gesetzliche	Betriebsmittel-	und	Rücklagesoll	der	Pflegekassen	zu	unterschrei-
ten	droht,	gewährt	der	Bundeshaushalt	der	sozialen	Pflegeversicherung	in	den	Jahren	2021	bis	ein-
schließlich	2023	einen	Zuschuss	in	erforderlicher	Höhe	(Bundeszuschuss).	Das	Bundesministerium	
für	 Gesundheit	wird	 ermächtigt,	 das	Nähere	 durch	Rechtsverordnung	 im	Einvernehmen	mit	 dem	
Bundesministerium	der	Finanzen	ohne	Zustimmung	des	Bundesrates	zu	bestimmen.247	

	
244		 QUELLE	
	 17.09.2022.—Artikel	3	Nr.	5	des	Gesetzes	vom	16.	September	2022	(BGBl.	I	S.	1454)	hat	die	Vorschrift	

eingefügt.	
	 ÄNDERUNGEN	
	 12.11.2022.—Artikel	 6	 des	 Gesetzes	 vom	 7.	 November	 2022	 (BGBl.	 I	 S.	 1990)	 hat	 in	 Abs.	 1	 Satz	 1	

„und	4“	durch	„bis	5“	ersetzt.	
245		 QUELLE	
	 28.03.2020.—Artikel	4	Nr.	6	des	Gesetzes	vom	27.	März	2020	(BGBl.	I	S.	580)	hat	die	Vorschrift	einge-

fügt.	
246		 QUELLE	
	 28.03.2020.—Artikel	4	Nr.	6	des	Gesetzes	vom	27.	März	2020	(BGBl.	I	S.	580)	hat	die	Vorschrift	einge-

fügt.	
247		 QUELLE	
	 31.03.2021.—Artikel	4	Nr.	8	des	Gesetzes	vom	29.	März	2021	(BGBl.	I	S.	370)	hat	die	Vorschrift	einge-

fügt.	
	 ÄNDERUNGEN	
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Vierter	Abschnitt	

Maßnahmen	zum	Ausgleich	außergewöhnlicher	Kostenentwicklungen248	
	
§	154	Ergänzungshilfen	für	stationäre	Pflegeeinrichtungen	zum	Ausgleich	steigender	Preise	
für	Erdgas,	Wärme	und	Strom	
(1)	Zugelassene	voll-	und	 teilstationäre	Pflegeeinrichtungen	erhalten	von	den	Pflegekassen	 für	

den	Zeitraum	Oktober	2022	bis	einschließlich	April	2024	für	leitungsgebundenes	Erdgas,	leitungs-
gebundene	Fernwärme	und	leitungsgebundenen	Strom	eine	Erstattung	der	Differenz	zwischen	der	
abschlägigen	Vorauszahlung	für	den	Verbrauch	des	Monats	März	2022	und	der	jeweiligen	laufenden	
monatlichen	 abschlägigen	 Vorauszahlung	 für	 die	 genannten	 Verbrauchsgüter	 für	 den	Betrieb	 der	
Pflegeeinrichtung	 (Ergänzungshilfe).	Dabei	 sind	 für	den	 jeweiligen	Zeitraum	an	die	Einrichtungen	
gewährte	 öffentliche	 Zuschüsse	 oder	 andere	 Unterstützungsmaßnahmen	mit	 gleicher	 Zielsetzung	
vom	Erstattungsbetrag	nach	Satz	1	abzuziehen.	Der	Nachweis	der	nach	Satz	1	gemachten	Angaben	
hat	durch	entsprechende	Dokumente	des	Versorgers	 zu	erfolgen.	 Sofern	gewährte	öffentliche	Zu-
schüsse	oder	andere	Unterstützungsmaßnahmen	bei	der	Bestimmung	der	Erstattungsdifferenz	nach	
Satz	1	zunächst	nicht	bekannt	waren,	sind	diese	unverzüglich	gegenüber	der	Pflegekasse	anzuzei-
gen	 und	 im	 Verfahren	 nach	 Absatz	 2	 mindernd	 zu	 berücksichtigen.	 Bei	 voll-	 und	 teilstationären	
Pflegeeinrichtungen,	 die	nach	dem	31.	März	2022	den	Betrieb	 aufgenommen	haben,	wird	die	 ab-
schlägige	Vorauszahlung	angesetzt,	die	sich	aufgrund	des	Neukundenpreises	zum	15.	Februar	2022	
ergibt.	Der	Neukundenpreis	nach	Satz	5	ist	den	zugelassenen	voll-	und	teilstationären	Pflegeeinrich-
tungen	von	den	Versorgern	verpflichtend	mitzuteilen.	
(2)	Die	zugelassenen	voll-	und	teilstationären	Pflegeeinrichtungen	haben	die	nach	Absatz	1	not-

wendigen	Angaben	 an	 die	 Pflegekassen	 jeweils	 bis	 zum	15.	 des	 Folgemonats	 zu	 übermitteln.	 Die	
Ergänzungshilfe	kann	ausschließlich	für	den	Vormonat,	bei	erstmaliger	Beantragung	auch	rückwir-
kend	für	die	zurückliegenden	Monate	Oktober	2022	bis	Februar	2023	geltend	gemacht	werden.	Die	
erstmalige	 Einreichung	 der	 Angaben	 durch	 die	 Pflegeeinrichtungen	 hat	 spätestens	 15	 Tage	 nach	
Vorliegen	der	Richtlinien	des	Spitzenverbandes	Bund	der	Pflegekassen	nach	Absatz	3	zu	erfolgen.	
Die	 letztmalige	 Einreichung	 jeglicher	 Nachweise	 für	 beantragte	 Ergänzungshilfen	 muss	 bis	 zum	
30.	August	2024	erfolgen.	Der	sich	auf	der	Basis	von	Nachweisen	ergebende	Erstattungsbetrag	 ist	
jeweils	spätestens	vier	Wochen	nach	Eingang	aller	nötigen	Angaben	auszuzahlen.	Solange	sich	die	
Höhe	der	monatlichen	abschlägigen	Vorauszahlung	oder	die	Höhe	von	gewährten	öffentlichen	Zu-
schüssen	oder	anderen	Unterstützungsmaßnahmen	nicht	ändert,	wird	der	Erstattungsbetrag	auch	
für	die	Folgemonate	gewährt.	Bei	Änderungen	ist	den	Pflegekassen	die	neue	abschlägige	Vorauszah-
lung	oder	die	geänderte	Höhe	gewährter	öffentlicher	Zuschüsse	oder	anderer	Unterstützungsmaß-
nahmen	mitzuteilen.	Nachzahlungen,	die	sich	aus	den	jeweiligen	Jahresabrechnungen	der	Versorger	
für	den	in	Absatz	1	Satz	1	genannten	Zeitraum	ergeben,	können	die	Pflegeeinrichtungen	zusätzlich	
geltend	machen.	Rückzahlungen,	die	sich	aus	den	jeweiligen	Jahresabrechnungen	der	Versorger	für	
den	 in	Absatz	1	 Satz	1	 genannten	Zeitraum	ergeben,	 sind	an	die	Pflegekassen	weiterzuleiten.	Die	
Jahresabrechnungen	der	Versorger	für	den	in	Absatz	1	Satz	1	genannten	Zeitraum	haben	die	Pflege-
einrichtungen	den	Pflegekassen	unverzüglich	nach	Erhalt	vorzulegen.	Sofern	die	jeweiligen	Jahres-

	
	 01.01.2022.—Artikel	8	Nr.	4	des	Gesetzes	vom	22.	November	2021	(BGBl.	I	S.	4906)	hat	in	Satz	1	„im	

Jahr	2021“	durch	„in	den	Jahren	2021	und	2022“	ersetzt.	
	 29.12.2022.—Artikel	8a	Nr.	7	des	Gesetzes	vom	20.	Dezember	2022	(BGBl.	I	S.	2793)	hat	in	Satz	1	„und	

2022“	durch	„bis	einschließlich	2023“	ersetzt.	
248		 QUELLE	
	 24.12.2022.—Artikel	5	Nr.	3	des	Gesetzes	vom	20.	Dezember	2022	(BGBl.	I	S.	2560)	hat	die	Überschrift	

des	Abschnitts	eingefügt.	
	 ÄNDERUNGEN	
	 03.08.2023.—Artikel	7	Nr.	1	des	Gesetzes	vom	26.	Juli	2023	(BGBl.	I	Nr.	202)	hat	in	der	Überschrift	des	

Abschnitts	„Abschnitt	4“	durch	„Vierter	Abschnitt“	ersetzt.	
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abrechnungen	der	Versorger	 für	den	 in	Absatz	1	Satz	1	genannten	Zeitraum	den	Leistungserbrin-
gern	 bis	 zum	 30.	 August	 2024	 noch	 nicht	 vorliegen,	 sind	 diese	 abweichend	 von	 Satz	 4	 bis	 zum	
31.	Dezember	2025	bei	den	Pflegekassen	nachzureichen.	Nachzahlungen	nach	Satz	8	oder	Rückzah-
lungen	nach	Satz	9,	die	 jeweils	nach	Satz	11	geltend	gemacht	werden,	erfolgen	zu	Lasten	oder	zu	
Gunsten	der	sozialen	Pflegeversicherung.	Jahresabrechnungen,	die	nicht	oder	nach	dem	31.	Dezem-
ber	 2025	bei	 den	Pflegekassen	 eingereicht	werden,	 führen	 zu	 einer	Kürzung	 ausgezahlter	 Ergän-
zungshilfen	der	Pflegeeinrichtungen	um	20	Prozent	für	den	betreffenden	Zeitraum.	
(3)	Der	Spitzenverband	Bund	der	Pflegekassen	legt	in	Abstimmung	mit	dem	Bundesministerium	

für	Gesundheit	unverzüglich	in	Richtlinien	das	Nähere	zum	Zahlungsverfahren	sowie	zur	Meldung	
nach	Absatz	4	Satz	4	fest.	Hierbei	ist	auch	jeweils	eine	für	die	Auszahlung	zuständige	Pflegekasse	zu	
bestimmen.	Das	Bundesamt	 für	Soziale	Sicherung	 ist	an	den	Richtlinien	nach	Satz	1	zu	beteiligen;	
den	Bundesvereinigungen	der	Träger	von	stationären	Pflegeeinrichtungen	ist	Gelegenheit	zur	Stel-
lungnahme	zu	geben.	
(4)	Die	ausgezahlten	Beträge	werden	den	Pflegekassen	im	Verfahren	des	monatlichen	Ausgleichs	

nach	§	67	vom	Bundesamt	 für	Soziale	Sicherung	erstattet.	Der	Bund	zahlt	zur	Refinanzierung	der	
durch	die	Pflegekassen	an	die	zugelassenen	voll-	und	teilstationären	Pflegeeinrichtungen	geleiste-
ten	Ergänzungshilfen	und	erstatteten	Energieberatungskosten	in	den	Jahren	2023	und	2024	insge-
samt	 bis	 zu	 2	 Milliarden	 Euro	 an	 den	 Ausgleichsfonds.	 Der	 Bund	 zahlt	 die	 Mittel	 in	 Höhe	 von	
1,5	Milliarden	Euro	für	das	Jahr	2023	bis	zum	6.	Januar	2023	und	Mittel	in	Höhe	von	500	Millionen	
Euro	für	das	Jahr	2024	bis	zum	29.	Dezember	2023	an	den	Ausgleichsfonds.	Die	Pflegekassen	mel-
den	monatlich	bis	 zum	10.	die	Summe	der	 im	Vormonat	an	die	zugelassenen	Pflegeeinrichtungen	
geleisteten	 Ergänzungshilfen	 zum	 Ausgleich	 steigender	 Energiekosten	 sowie	 die	 Summe	 der	 im	
Vormonat	 an	 die	 zugelassenen	 Pflegeeinrichtungen	 geleisteten	 Ergänzungshilfen	 zum	 Ausgleich	
steigender	 Stromkosten	 an	den	 Spitzenverband	Bund	der	Pflegekassen.	Dieser	 leitet	 die	Angaben	
gesammelt	 innerhalb	von	zehn	Tagen	an	das	Bundesamt	 für	Soziale	Sicherung	weiter.	2023	nicht	
verausgabte	Mittel	 des	Bundes	 sind	 in	 das	 Jahr	 2024	übertragbar.	 2024	nicht	 verausgabte	Mittel	
fließen	bis	zum	Jahresende	2024	an	den	Bundeshaushalt	zurück.	
(5)	 Für	 den	 Zeitraum	der	 Inanspruchnahme	 der	 Ergänzungshilfen	 nach	 Absatz	 1	 besteht	 kein	

Anspruch	 auf	 prospektive	 Berücksichtigung	 gestiegener	 Aufwendungen	 für	 leitungsgebundenes	
Erdgas,	 leitungsgebundene	 Fernwärme	 und	 leitungsgebundenen	 Strom	 bei	 der	 Bemessung	 und	
Vereinbarung	 der	 Pflegevergütung	 nach	 §	 85	 sowie	 der	 Entgelte	 für	Unterkunft	 und	Verpflegung	
nach	§	87.	§	82	Absatz	5	findet	mit	der	Maßgabe	Anwendung,	dass	die	Pflegekassen	als	Partei	der	
Pflegesatzvereinbarung	 verpflichtet	 sind,	mit	 den	weiteren	Parteien	 die	Voraussetzungen	 für	 den	
Abschluss	 einer	 entsprechenden	 Ergänzungsvereinbarung	 zu	 prüfen;	 besteht	 ein	 Bedarf	 für	 eine	
Ergänzungsvereinbarung,	 so	 ist	 diese	 innerhalb	 von	 acht	Wochen	 nach	 Erhalt	 der	 Angaben	 nach	
Absatz	2	Satz	1	abzuschließen.	Dabei	 sind	Doppelfinanzierungen	 für	 zurückliegende	Zeiträume	 in	
der	 prospektiv	 ausgerichteten	 Ergänzungsvereinbarung	 mit	 zu	 berücksichtigen.	 Die	 Pflegesatz-
kommissionen	nach	§	86	sowie	vergleichbare	landesspezifische	Vertragsgremien	der	Selbstverwal-
tung	können	sich	auf	Verfahren	für	die	Umsetzung	verständigen.	Die	Pflegeeinrichtungen	haben	den	
Pflegekassen	die	Umsetzung	der	Ergänzungsvereinbarung	nachzuweisen.	
(6)	 Zugelassene	 voll-	 und	 teilstationäre	 Pflegeeinrichtungen,	 die	 einen	 Erstattungsbetrag	 nach	

Absatz	 1	 erhalten,	 werden	 verpflichtet,	 bis	 zum	 31.	 Dezember	 2023	 eine	 Energieberatung	 durch	
einen	Gebäudeenergieberater	durchführen	zu	lassen.	Die	Pflegeeinrichtungen	sind	verpflichtet,	den	
Pflegekassen	einen	Nachweis	über	die	erfolgte	Beratung	und	die	konkreten	Maßnahmen	zur	Umset-
zung	der	Empfehlungen	zu	übermitteln.	Wird	der	Nachweis	bis	zum	15.	 Januar	2024	nicht	an	die	
Pflegekassen	übermittelt,	wird	der	 ausgezahlte	Erstattungsbetrag	 für	die	Monate	 Januar	2024	bis	
einschließlich	 April	 2024	 um	 jeweils	 20	 Prozent	 gekürzt.	 Die	 Kosten	 der	 Energieberatung	 nach	
Satz	1,	die	zwischen	dem	1.	Dezember	2022	und	dem	31.	Dezember	2023	durchgeführt	worden	ist,	
sind	mit	Vorlage	der	Rechnung	als	Kostennachweis	bis	zum	30.	August	2024	im	Zuge	der	nach	Ab-
satz	1	Satz	1	geleisteten	Ergänzungshilfe	bei	Einrichtungen	mit	bis	zu	60	Plätzen	bis	zu	einer	Höhe	
von	4	000	Euro,	bei	Einrichtungen	mit	bis	zu	150	Plätzen	bis	zu	einer	Höhe	von	6	000	Euro	und	bei	
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Einrichtungen	mit	mehr	als	150	Plätzen	bis	zu	einer	Höhe	von	7	500	Euro	erstattungsfähig,	sofern	
diese	Kosten	nicht	aus	anderen	Fördermitteln	finanziert	werden.	Der	sich	nach	diesem	Absatz	erge-
bende	 Erstattungsbetrag	 ist	 jeweils	 spätestens	 vier	Wochen	 nach	 Eingang	 aller	 nötigen	 Angaben	
auszuzahlen.	
(7)	Der	Spitzenverband	Bund	der	Pflegekassen	evaluiert	die	Auswirkungen	der	Regelungen	die-

ses	Abschnitts	insbesondere	auf	die	Entwicklung	der	Heimentgelte	und	legt	hierzu	bis	zum	29.	No-
vember	2024	einen	entsprechenden	Bericht	vor.249	
	
Anlage	1	
(zu	§	15)	
[Fundstelle:	BGBl.	I	2015	S.	2454,	2016	S.	3203]250	
	
Anlage	2	
(zu	§	15)	
[Fundstelle:	BGBl.	I	2015	S.	2460]251	

	
249		 QUELLE	
	 24.12.2022.—Artikel	5	Nr.	3	des	Gesetzes	vom	20.	Dezember	2022	(BGBl.	I	S.	2560)	hat	die	Vorschrift	

eingefügt.	
	 ÄNDERUNGEN	
	 03.08.2023.—Artikel	7	Nr.	2	lit.	a	des	Gesetzes	vom	26.	Juli	2023	(BGBl.	I	Nr.	202)	hat	Abs.	1	Satz	6	ein-

gefügt.	
	 Artikel	7	Nr.	2	lit.	b	desselben	Gesetzes	hat	Abs.	6	Satz	4	eingefügt.	
	 29.12.2023.—Artikel	7	Nr.	3	des	Gesetzes	vom	22.	Dezember	2023	(BGBl.	I	Nr.	406)	hat	in	Abs.	4	Satz	3	

„5.	Januar	2024“	durch	„29.	Dezember	2023“	ersetzt.	
	 01.01.2024.—Artikel	8t	Nr.	1	des	Gesetzes	vom	12.	Dezember	2023	 (BGBl.	 I	Nr.	359)	hat	Abs.	2	neu	

gefasst.	Abs.	2	lautete:	
	 		 „(2)	Die	 zugelassenen	 voll-	 und	 teilstationären	Pflegeeinrichtungen	haben	die	 nach	Absatz	 1	 not-

wendigen	Angaben	an	die	Pflegekassen	jeweils	bis	zum	15.	des	Folgemonats	zu	übermitteln.	Die	erst-
malige	Einreichung	der	Angaben	durch	die	Pflegeeinrichtungen	hat	spätestens	15	Tage	nach	Vorliegen	
der	Richtlinien	des	Spitzenverbandes	Bund	der	Pflegekassen	nach	Absatz	3	zu	erfolgen.	Die	letztmalige	
Einreichung	von	Angaben	muss	bis	zum	30.	August	2024	erfolgen.	Der	sich	ergebende	Erstattungsbe-
trag	ist	jeweils	spätestens	vier	Wochen	nach	Eingang	der	Angaben	auszahlen.	Solange	sich	die	Höhe	der	
monatlichen	abschlägigen	Vorauszahlung	oder	die	Höhe	von	gewährten	öffentlichen	Zuschüssen	oder	
anderen	Unterstützungsmaßnahmen	nicht	ändert,	wird	der	Erstattungsbetrag	auch	für	die	Folgemona-
te	gewährt.	Bei	Änderungen	ist	den	Pflegekassen	die	neue	abschlägige	Vorauszahlung	oder	die	geänder-
te	Höhe	gewährter	öffentlicher	Zuschüsse	oder	anderer	Unterstützungsmaßnahmen	mitzuteilen.	Nach-
zahlungen,	die	sich	aus	den	jeweiligen	Jahresabrechnungen	der	Versorger	für	den	in	Absatz	1	Satz	1	ge-
nannten	Zeitraum	ergeben,	können	die	Pflegeeinrichtungen	zusätzlich	geltend	machen.	Rückzahlungen,	
die	 sich	aus	den	 jeweiligen	 Jahresabrechnungen	der	Versorger	 für	den	 in	Absatz	1	Satz	1	genannten	
Zeitraum	ergeben,	sind	an	die	Pflegekassen	weiterzuleiten.	Die	Jahresabrechnungen	der	Versorger	für	
den	in	Absatz	1	Satz	1	genannten	Zeitraum	haben	die	Pflegeeinrichtungen	den	Pflegekassen	unverzüg-
lich	 nach	 Erhalt	 vorzulegen.	 Bei	 Nichtvorliegen	 der	 für	 den	 finalen	 Zeitraum	notwendigen	 Jahresab-
rechnung	bis	zum	30.	August	2024	ist	auf	die	Anwendung	der	Sätze	7	und	8	zu	verzichten.“	

	 Artikel	8t	Nr.	2	desselben	Gesetzes	hat	in	Abs.	4	Satz	2	„und	erstatteten	Energieberatungskosten“	nach	
„Ergänzungshilfen“	eingefügt.	

	 Artikel	8t	Nr.	3	lit.	a	desselben	Gesetzes	in	Abs.	6	Satz	4	„15.	Mai“	durch	„30.	August“	ersetzt.	
	 Artikel	8t	Nr.	3	lit.	b	desselben	Gesetzes	hat	Abs.	6	Satz	5	eingefügt.	
250		 QUELLE	
	 01.01.2017.—Artikel	 2	Nr.	 51	 des	Gesetzes	 vom	21.	 Dezember	 2015	 (BGBl.	 I	 S.	 2424)	 und	Artikel	 1	

Nr.	30	des	Gesetzes	vom	23.	Dezember	2016	(BGBl.	I	S.	3191)	haben	die	Anlage	eingefügt.	
251		 QUELLE	
	 01.01.2017.—Artikel	2	Nr.	51	des	Gesetzes	vom	21.	Dezember	2015	(BGBl.	 I	S.	2424)	hat	die	Anlage	

eingefügt.	
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